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Drei Thesen zur Zukunft des Finanzsystems  
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1. Realwirtschaft muss vor Systemkollaps des Finanz wesens geschützt werden 
o Vermeidung einer Kreditklemme in der Realwirtschaft 
o Weitere Abstimmung von Konjunkturprogrammen und Notenbankpolitik, ggfs. 

Intensivierung 
 

2. Vertrauen muss zurück gewonnen, Banken müssen ne u aufgestellt werden 
 

o Vertrauen in das weltweite Finanzsystem muss wieder hergestellt werden 
�  Aufrechterhaltung, Erweiterung und ggfs. Anpassung staatlicher Rettungs-

maßnahmen 
�  Sicherstellung der Versorgung des Bankensystems mit Liquidität  
�  Weitere Verstaatlichungen / Rettung von Banken, wenn zur Sicherstellung 

volkswirtschaftlicher Funktionen notwendig 
�  Restrukturierung der Aktiva von Banken; Auslagerung “toxischer“ Wertpapiere 

 
o Neuaufstellung der Banken und Rückkehr zu traditionellen Geschäftsmodellen 

�  Konsequente Ausrichtung auf Kundengeschäft 
�  Fokus auf Liquiditätsmanagement mit höheren Liquiditätspuffern und laufzeit-

kongruenter Refinanzierung 
�  Stärkere Position des Risikomanagements mit unabhängiger Kontrollfunktion 
�  Stärkung der Bankkapitalisierung, Senkung der Fremdkapitalhebel  
�  Banken sollten nicht als Investor, sondern v.a. als Intermediär agieren (kein “Shadow 

Banking“) 
�  Reduktion der Komplexität und Vereinheitlichung der Produkte 
�  Individuelle Vergütung darf nicht das Eingehen von hohen Risiken fördern, sondern 

muss langfristig ausgerichtet sein  
 

3. Wachsende Anforderungen an Aufsicht; Exit des St aates als erklärtes Ziel  
 

o Verbesserte Regulierung und Aufsicht 
�  Einführung international harmonisierter Rechnungslegungsgrundsätze 
�  International abgestimmte Bankenregulierung zur Vermeidung von Regulierungs-

arbitrage 
�  Weltweites globales Regelwerk (incl. Kontroll- und Sanktionsmöglichkeiten) für 

Hedgefonds 
�  Neuaufstellung und verstärkte staatliche Kontrolle der Rating-Agenturen 
�  Erhöhte Transparenz bei Banken (z.B. bzgl. Strukturen außerhalb der Bilanz) 
�  Stärkere Regulierung / Vereinheitlichung strukturierter Produkte (z.B. CDS-Clearing) 
�  Einschränkung des “Originate to Distribute“-Modells, z.B. durch Pflicht, einen Selbst-

behalt an Risiken auf eigene Bücher zu nehmen 
 

o Prozess des De-Leveraging ist noch nicht beendet und muss fortgeführt werden 
o Nach Überwindung der Krise: Reprivatisierung von Banken und Zusammenführung 

staatlicher Banken zu neuen stärkeren Einheiten 
o Krise als Chance für Umdenkprozess hin zu einem werteorientierten Bankmanagement  
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Achim P. Klüber, Statement 
 
Die Weltwirtschaft befindet sich in der schwersten Rezession seit den 20er Jahren des letzten 
Jahrhunderts. Zwar hat sich die Finanzindustrie, in der die Systemkrise ihren Ausgang nahm, 
mittlerweile dank massiver staatlicher Interventionen etwas stabilisiert. Anlass zu übermäßigem 
Optimismus besteht deshalb allerdings leider nicht. Erst jetzt erreichen die Auswirkungen spürbar 
die Realwirtschaft und es ist angesichts aktueller Konjunkturprognosen bereits absehbar, dass die 
Kreditwirtschaft genauso wie die übrige Wirtschaft in 2009 und 2010 nochmals vor erhebliche 
Herausforderungen gestellt wird. 
 
Für alle Beteiligten muss es nun darum gehen, verlorenes Vertrauen in das Finanz- und 
Banksystem – sowohl im Verhältnis Bank-Kunde als auch die Banken untereinander – zurück zu 
gewinnen. Das ist ohne Alternative, aber es wird zweifellos ein langer und durchaus steiniger Weg. 
Dabei steht außer Frage, dass hier zunächst einmal die Kreditinstitute selbst gefordert sind, denn 
sie bildeten letztlich einen der wesentlichen Ausgangspunkte der Krise. Das Pflichtenheft der 
Institute ist lang und umfasst so unterschiedliche Dinge wie die Überprüfung und Readjustierung 
ihrer eigenen Risikomanagement- und Vergütungssysteme, die Neudefinition der Beziehungen 
zum Kunden einhergehend mit einer Rückbesinnung auf die Tugenden des klassischen 
Bankgeschäfts, aber in einigen Fällen natürlich auch die Überprüfung der Tragfähigkeit 
hergebrachter Geschäftsmodelle. Dass dieser Schluss, wie der Titel dieser Veranstaltung 
suggeriert, das Ende des Investmentbanking bedeutet, ist nicht zwingend. Auch wenn es 
zweifellos zum zumindest zeitweisen Verschwinden einzelner Geschäftsfelder kommen wird, 
unsere global vernetzte Welt wird ohne Investmentbanking nicht auskommen. Die Frage ist 
vielmehr: Wie gestalten wir für die Zukunft den Rahmen auch für das Investmentbanking, um die 
Entwicklungen der letzten Monate zu verhindern? 
 
Hier müssen und werden die Institute schon aus eigenem Interesse aktiv werden. Es ist jedoch 
nicht die Kreditwirtschaft alleine, die ihre Hausaufgaben machen muss. Auch die Politik, die 
Aufsicht und die Notenbanken sind gefordert. Ihnen fällt es neben der aktuellen Krisenbewältigung 
zu, federführend eine neue Finanzarchitektur für die Zeit nach der Krise zu entwerfen. Sie dürfen 
dazu natürlich die Mitwirkung der betroffenen Industrie einfordern (und sollten dies auch, um sich 
das dort vorhandene Know-How zu Nutze zu machen). Aber es bleibt eine Herkulesaufgabe und 
es verlangt auch – ohne von der Verantwortlichkeit der Banken ablenken zu wollen – einen 
selbstkritischen Umgang mit der eigenen Rolle im Vorfeld und bei Ausbruch der Krise.  
 
Wichtige erste Schritte hin zu einer neuen Aufsichtsarchitektur sind mit den international 
koordinierten Maßnahmen auf Ebene der G20 und der EU gemacht worden. Die Beschlüsse zum 
Umgang mit Ratingagenturen, zur Regulierung bislang unbeaufsichtigter Segmente der 
Finanzindustrie und zur stärkeren internationalen Koordination der Aufsichtsarbeit sind eine gute 
Basis für die zukünftige Ausgestaltung des Finanzsystems. Nun muss es darum gehen, die dort 
getroffenen Entscheidungen in konkreten nationalen bzw. europäischen Regelungen mit Leben zu 
erfüllen. Und dort liegt die Tücke im Detail. Dass es ein Mehr an Regulierung geben wird – und 
dass dies auch nötig ist – ist weithin unstreitig. Aber wir fordern den Gesetzgeber und die Aufsicht 
auf, Regulierung mit Augenmaß zu betreiben. Konkret heißt dies, wahrgenommene Probleme 
punktgenau und in Konsultation mit der Industrie zu adressieren - und nicht mit einer Regulierung 
„aus der Streubüchse“ zu beantworten. Dies ist nicht zuletzt dem eigenen Finanzplatz geschuldet, 
dessen Attraktivität auch zukünftig am internationalen Wettbewerb gemessen werden wird. Wird 
dies beachtet, sind wir Auslandsbanken überzeugt, dass Deutschland im internationalen Vergleich 
seine Rolle als Finanzzentrum stärken kann. Denn gute und umfassende Regulierung sind ein 
Aushängeschild für den Finanzplatz. Das hat die Bundesrepublik bereits in der Vergangenheit 
überzeugend bewiesen. Wir, die Marktteilnehmer, sind bereit, unseren Beitrag zu leisten. 
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